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BVerfG vom 24.2.1971 – 1 BvR 435/68 BVerfGE 30, 173   
(Kunstfreiheit; verfassungsimmanente Schranken) 
 
[Leitsatz 1, 2 und 5, Rn. 59] 
 
1. Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG ist eine das Verhältnis des Bereiches Kunst zum Staat regelnde 
wertentscheidende Grundsatznorm. Sie gewährt zugleich ein individuelles Freiheitsrecht. 
 
2. Die Kunstfreiheitsgarantie betrifft nicht nur die künstlerische Betätigung, sondern auch die 
Darbietung und Verbreitung des Kunstwerks. 
 
5. Ein Konflikt zwischen der Kunstfreiheitsgarantie und dem verfassungsrechtlich geschützten 
Persönlichkeitsbereich ist nach Maßgabe der grundgesetzlichen Wertordnung zu lösen; hier-
bei ist insbesondere die in GG Art. 1 Abs. 1 garantierte Würde des Menschen zu beachten. 

 
Andererseits ist das Freiheitsrecht nicht schrankenlos gewährt. Die Freiheitsverbürgung in Art. 
5 Abs. 3 Satz 1 GG geht wie alle Grundrechte vom Menschenbild des Grundgesetzes aus, d. 
h. vom Menschen als eigenverantwortlicher Persönlichkeit, die sich innerhalb der sozialen 
Gemeinschaft frei entfaltet (BVerfGE 4, 7 [15 f.]; 7, 198 [205]; 24, 119 [144]; 27, 1 [7]). Jedoch 
kommt der Vorbehaltlosigkeit des Grundrechts die Bedeutung zu, daß die Grenzen der Kunst-
freiheitsgarantie nur von der Verfassung selbst zu bestimmen sind. Da die Kunstfreiheit keinen 
Vorbehalt für den einfachen Gesetzgeber enthält, darf sie weder durch die allgemeine Rechts-
ordnung noch durch eine unbestimmte Klausel relativiert werden, welche ohne verfassungs-
rechtlichen Ansatzpunkt und ohne ausreichende rechtsstaatliche Sicherung auf eine Gefähr-
dung der für den Bestand der staatlichen Gemeinschaft notwendigen Güter abhebt. Vielmehr 
ist ein im Rahmen der Kunstfreiheitsgarantie zu berücksichtigender Konflikt nach Maßgabe der 
grundgesetzlichen Wertordnung und unter Berücksichtigung der Einheit dieses grundlegenden 
Wertsystems durch Verfassungsauslegung zu lösen. Als Teil des grundrechtlichen Wertsys-
tems ist die Kunstfreiheit insbesondere der in Art. 1 GG garantierten Würde des Menschen 
zugeordnet, die als oberster Wert das ganze grundrechtliche Wertsystem beherrscht (BVerfGE 
6, 32 [41]; 27, 1 [6]). Dennoch kann die Kunstfreiheitsgarantie mit dem ebenfalls verfassungs-
rechtlich geschützten Persönlichkeitsbereich in Konflikt geraten, weil ein Kunstwerk auch auf 
der sozialen Ebene Wirkungen entfalten kann 
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[Institutsgarantie Art. 6 –(Verfassungsauslegung) 
Beschluss vom 4. Mai 1971 - 1 BvR 636/68 –  
 
 
[Rz. 35 / BVerfGE 31, 58/68 f.] 
 
II. 2. Dennoch läßt die Freiheit der Eheschließung gesetzliche Regeln über die Formen der 
Eheschließung und ihre sachlichen Voraussetzungen nicht nur zu, sondern setzt sie gera-
dezu voraus. Dies ergibt sich aus der untrennbaren Verbindung des Grundrechts mit der 
Institutsgarantie, die notwendig eine rechtliche Ordnung verlangt.  
 
(…)  Diese Regelung muß aber die wesentlichen, das Institut der Ehe bestimmenden Struk-
turprinzipien beachten, die sich aus der Anknüpfung des Art. 6 Abs. 1 GG an vorgefundene, 
überkommene Lebensformen in Verbindung mit dem Freiheitscharakter des verbürgten 
Grundrechts und anderen Verfassungsnormen ergeben (…).  
 
Mag auch das hergebrachte bürgerliche Recht weitgehend mit diesen Strukturprinzipien 
übereinstimmen, so kann nicht umgekehrt der Inhalt der Institutsgarantie überhaupt erst aus 
dem einfachen Recht erschlossen werden, so daß dieses niemals der Verfassung wider-
sprechen könnte (…).  
 
Vielmehr müssen die einzelnen Regelungen des bürgerlichen Rechts an Art. 6 Abs. 1 GG 
als vorrangiger, selbst die Grundprinzipien enthaltender Leitnorm gemessen werden (…). 
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BVerfGE 37, 363 vom 25. Juni 1974 – (Bundesrat – Zu stimmungsgesetze) 
 
[ Rz. 75 – 79, BVerfGE 37, 363, 379 ff.] 
 
 
a) Die im Grundgesetz vorgesehene Aufteilung der Staatsgewalt zwischen Bund und Län-
dern erfordert gewisse Schutzvorrichtungen dagegen, daß in dem föderalistischen Gefüge 
"Systemverschiebungen" am Grundgesetz vorbei im Wege der einfachen Gesetzgebung 
herbeigeführt werden. Diesem Zweck dienen - zugunsten der Länder - die Zustimmungs-
vorbehalte im Grundgesetz für den Bundesrat.  
 
b) Nach der Regelung des Grundgesetzes ist der Bundesrat nicht eine zweite Kammer ei-
nes einheitlichen Gesetzgebungsorgans, die gleichwertig mit der "ersten Kammer" ent-
scheidend am Gesetzgebungsverfahren beteiligt wäre. Dies zeigt schon die Verkündungs-
formel für Gesetze, die selbst beim Zustimmungsgesetz nicht lautet: "Bundestag und Bun-
desrat haben das folgende Gesetz beschlossen", sondern: "Der Bundestag hat mit Zustim-
mung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen".  
 
Nach Art. 77 Abs. 1 GG werden die Bundesgesetze vom Bundestag beschlossen. Der Bun-
desrat wirkt bei der Gesetzgebung lediglich mit (Art. 50 GG). Diese Mitwirkung konkretisiert 
sich einmal durch die Ausübung des Initiativrechts (Art. 76 Abs. 1 GG), durch Stellungnah-
me zu den Vorlagen der Bundesregierung im ersten Durchgang (Art. 76 Abs. 2 GG), durch 
Anrufung des Vermittlungsausschusses (Art. 77 Abs. 2 GG), durch Einlegung des Ein-
spruchs gegen ein vom Bundestag beschlossenes Gesetz sowie durch Erteilung oder Ver-
weigerung der Zustimmung (Art. 77 Abs. 3 GG). Dabei ist wesentlich, daß das Erfordernis 
der Zustimmung zu einem Gesetz nach dem Grundgesetz die Ausnahme ist. Die Zustim-
mung ist nur in bestimmten, im Grundgesetz einzeln ausdrücklich aufgeführten Fällen erfor-
derlich, in denen der Interessenbereich der Länder besonders stark berührt wird (BVerfGE 
1, 76 [79]). Aus diesem Grundsatz läßt sich ein allgemeines Kontrollrecht des Bundesrates 
nicht herleiten: Da die meisten Bundesgesetze Länderinteressen irgendwie berühren, würde 
die für Kompetenzvorschriften selbst notwendige Klarheit verlorengehen, wollte man eine so 
weit und allgemein gefaßte Kompetenz des Bundesrates annehmen (Friesenhahn, a.a.O.).  
 
 Es ist richtig, daß der Bundesrat jedes zustimmungsbedürftige Gesetz seinem ganzen In-
halt nach prüft und nicht nur die Vorschriften, die die Zustimmungsbedürftigkeit auslösen. Er 
darf deshalb auch einem Gesetz, das sowohl materielle Normen als auch Vorschriften über 
das Verfahren der Landesverwaltung enthält, deshalb die Zustimmung versagen, weil er nur 
mit der materiellen Regelung nicht einverstanden ist. Wenn der Bundesrat einem Gesetz 
zustimmt, so stimmt er stets dem gesamten Inhalt des Gesetzes zu. 
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Urteil vom 16. Februar 1983 
(2 BvE 1/83,  2 BvE 2/83, 2 BvE 3/83, 2 BvE 4/83) [ Kohl] 
   
Leitsätze  
 
  6. Der Bundeskanzler, der die Auflösung des Bundestages auf dem Wege des GG Art 68 
anstrebt, soll dieses Verfahren nur anstrengen dürfen, wenn es politisch für ihn nicht mehr 
gewährleistet ist, mit den im Bundestag bestehenden Kräfteverhältnissen weiterzuregieren. 
Die politischen Kräfteverhältnisse im Bundestag müssen seine Handlungsfähigkeit so be-
einträchtigen oder lähmen, daß er eine vom stetigen Vertrauen der Mehrheit getragene Poli-
tik nicht sinnvoll zu verfolgen vermag. Dies ist ungeschriebenes sachliches Tatbestands-
merkmal des GG Art 68 Abs 1 S 1.   

7. Eine Auslegung dahin, daß GG Art 68 einem Bundeskanzler, dessen ausreichende 
Mehrheit im Bundestag außer Zweifel steht, gestattete, sich zum geeignet erscheinenden 
Zeitpunkt die Vertrauensfrage negativ beantworten zu lassen mit dem Ziel, die Auflösung 
des Bundestages zu betreiben, würde dem Sinn des GG Art 68 nicht gerecht. Desgleichen 
rechtfertigen besondere Schwierigkeiten der in der laufenden Wahlperiode sich stellenden 
Aufgaben die Auflösung nicht.   

8.2 Der Bundespräsident hat bei der Prüfung, ob der Antrag und der Vorschlag des Bun-
deskanzlers nach GG Art 68 mit der Verfassung vereinbar sind, andere Maßstäbe nicht an-
zulegen; er hat insoweit die Einschätzungskompetenz und Beurteilungskompetenz des 
Bundeskanzlers zu beachten, wenn nicht eine andere, die Auflösung verwehrende Ein-
schätzung der politischen Lage der Einschätzung des Bundeskanzlers eindeutig vorzuzie-
hen ist.   

8.3 Die Einmütigkeit der im Bundestag vertretenen Parteien, zu Neuwahlen zu gelangen, 
vermag den Ermessensspielraum des Bundespräsidenten nicht einzuschränken; er kann 
hierin jedoch einen zusätzlichen Hinweis sehen, daß eine Auflösung des Bundestages zu 
einem Ergebnis führen werde, das dem Anliegen des GG Art 68 näher kommt als eine ab-
lehnende Entscheidung.   

9. In GG Art 68 hat das Grundgesetz selbst durch die Einräumung von Einschätzungsspiel-
räumen und Beurteilungsspielräumen sowie von Ermessen zu politischen Leitentscheidun-
gen an drei oberste Verfassungsorgane die verfassungsgerichtlichen Überprüfungsmöglich-
keiten weiter zurückgenommen als in den Bereichen von Rechtsetzung und Normvollzug; 
das Grundgesetz vertraut insoweit in erster Linie auf das in GG Art 68 selbst angelegte Sys-
tem der gegenseitigen politischen Kontrolle und des politischen Ausgleichs zwischen den 
beteiligten obersten Verfassungsorganen. Allein dort, wo verfassungsrechtliche Maßstäbe 
für politisches Verhalten normiert sind, kann das Bundesverfassungsgericht ihrer Verletzung 
entgegentreten. 
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BVerfG 29. September 1990 [Wahlen: 5 %-Sperrklausel ] 

[Rz 49 f. / BVerfGE 82, 322, 338 f.; s.a. BVerfG vo m 9.11.2011] 

 

“Aus den Grundsätzen der formalen Wahlrechtsgleichheit und der Chancengleichheit der 
Parteien folgt mithin, daß dem Gesetzgeber bei der Ordnung des Wahlrechts zu politischen 
Körperschaften nur ein eng bemessener Spielraum für Differenzierungen verbleibt. Diese 
bedürfen hier stets zu ihrer Rechtfertigung eines zwingenden Grundes. Als ein Grund von 
hinreichend zwingendem Charakter, der Differenzierungen bei der Wahlrechtsgleichheit im 
System der Verhältniswahl rechtfertigt, ist in der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts wiederholt die Sicherung der Funktionsfähigkeit der zu wählenden Volksvertretung 
angesehen worden (vgl. etwa BVerfGE 1, 208 [247 f.]; 4, 31 [40]; 6, 84 [92, 93 f.]; 51, 222 
[236]).  

Das dem Verhältniswahlsystem eigene Prinzip, den politischen Willen der Wählerschaft in 
der zu wählenden Körperschaft möglichst wirklichkeitsnah abzubilden, kann eine Aufspal-
tung der Volksvertretung in viele kleine Gruppen zur Folge haben, die die Bildung einer sta-
bilen Mehrheit erschweren oder verhindern würde. Soweit es zur Sicherung der Handlungs- 
und Entscheidungsfähigkeit des Parlaments geboten ist, darf der Gesetzgeber deshalb bei 
der Verhältniswahl den Erfolgswert der Stimmen unterschiedlich gewichten. 

Um dieses Zieles willen ist es dem Gesetzgeber grundsätzlich gestattet, die Funktionsfähig-
keit der zu wählenden Volksvertretung durch eine Sperrklausel zu sichern.  

Dabei ist ein Quorum von 5 v.H. in aller Regel verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. 
Indessen hat das Bundesverfassungsgericht schon früh betont, daß die Vereinbarkeit einer 
Sperrklausel mit dem Grundsatz der Gleichheit der Wahl nicht ein für allemal abstrakt beur-
teilt werden kann. Eine Wahlrechtsbestimmung könne in dem einen Staat zu einem be-
stimmten Zeitpunkt gerechtfertigt sein und in einem anderen Staat oder zu einem anderen 
Zeitpunkt nicht; bei ihrem Erlaß seien die Verhältnisse des Landes, für das sie gelten solle, 
zu berücksichtigen (vgl. BVerfGE 1, 208 [259]; s.a. BVerfGE 51, 222 [236 f.]). Daran wird 
festgehalten: Eine gegenüber der herkömmlichen abweichende Beurteilung der Sperrklau-
sel kann sich danach - sei es auch nur vorübergehend - als notwendig erweisen, wenn sich 
innerhalb des Staates die Verhältnisse wesentlich ändern, etwa durch eine kurzfristig vor 
der Wahl eintretende erhebliche Erweiterung des räumlichen Geltungsbereichs des Wahl-
gesetzes um ein Gebiet von anderer Parteienstruktur.“ 
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 (BVerfGE 102, 147/161 ff.; s.a. Urteil 30.6.2009 –  Lissabon) 

 
[Rn. 56-62] 
 
1. Der Senat hatte in seiner Entscheidung vom 29. Mai 1974 - 2 BvL 52/71 - (BVerfGE 37, 
271 - Solange I  -) in tatsächlicher Hinsicht das Ergebnis gewonnen, der Integrationspro-
zess der Gemeinschaft sei noch nicht so weit fortgeschritten, dass das Gemeinschafts-
recht auch einen von einem Parlament beschlossenen und in Geltung stehenden formu-
lierten Katalog von Grundrechten enthalte, der dem Grundrechtskatalog des Grundgeset-
zes adäquat sei. Aus diesem Grunde erachtete er die Vorlage eines Gerichts der Bundes-
republik Deutschland an das Bundesverfassungsgericht im Normenkontrollverfahren nach 
Einholung der im damals geltenden Art. 177 EWGV geforderten Entscheidung des Euro-
päischen Gerichtshofs für zulässig und geboten, wenn das Gericht die entscheidungser-
hebliche Vorschrift des Gemeinschaftsrechts in der vom Europäischen Gerichtshof gege-
benen Auslegung für unanwendbar hält, weil und soweit sie mit einem der Grundrechte 
des Grundgesetzes kollidiert (B...]).  
 

2. a) Der Senat hat in seiner Entscheidung vom 22. Oktober 1986 - 2 BvR 197/83 - 
(BVerfGE 73, 339 - Solange II -) entschieden, mittlerweile sei im Hoheitsbereich der Eu-
ropäischen Gemeinschaften ein Maß an Grundrechtsschutz erwachsen, das nach Kon-
zeption, Inhalt und Wirkungsweise dem Grundrechtsstandard des Grundgesetzes im We-
sentlichen gleich zu achten sei. Es bestünden keine durchgreifenden Anhaltspunkte dafür, 
dass der erreichte gemeinschaftsrechtliche Grundrechtsstandard nicht hinreichend gefes-
tigt und lediglich vorübergehender Natur sei (BVerfGE 73, 339 [378]).  

Der Senat hat ausgehend von einzelnen Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs 
Feststellungen zum Grundrechtsstandard auf europäischer Ebene getroffen, der vor allem 
durch die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften inhaltlich 
ausgestaltet worden, gefestigt und zureichend gewährleistet sei (BVerfGE 73, 339 [378 
bis 381]). Er hat hierbei zur Rechtsprechung des Gerichtshofs zu den auf das Wirtschafts-
leben bezogenen Grundrechten und Grundfreiheiten, wie Eigentum und wirtschaftliche 
Betätigungsfreiheit (a.a.O., S. 380), aber auch zur Vereinigungsfreiheit, zum allgemeinen 
Gleichheitsgrundsatz und zum Willkürverbot, zur Religionsfreiheit oder zum Schutz der 
Familie sowie zu den rechtsstaatlichen Grundsätzen des Übermaßverbots und zur Ver-
hältnismäßigkeit als allgemeine Rechtsgrundsätze bei der Abwägung zwischen den Ge-
meinwohlzielen der Gemeinschaftsrechtsordnung und zur Wesensgehaltsgarantie der 
Grundrechte Stellung genommen (a.a.O., S. 380).  

BVerfG Beschluss vom 7. Juni 2000  
[Bananenmarktordnung / Einbindung in EWG/EG/EU] 
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b) Hieran hat der Senat auch im Maastricht -Urteil (BVerfGE 89, 155) [12.10.1993] fest-
gehalten. Der Senat betont dort, das Bundesverfassungsgericht gewährleiste durch seine 
Zuständigkeit in Kooperation mit dem Europäischen Gerichtshof, dass ein wirksamer 
Schutz der Grundrechte für die Einwohner Deutschlands auch gegenüber der Hoheitsge-
walt der Gemeinschaften generell sichergestellt und dieser dem vom Grundgesetz als un-
abdingbar gebotenen Grundrechtsschutz im Wesentlichen gleich zu achten sei, zumal den 
Wesensgehalt der Grundrechte generell verbürge. Das Bundesverfassungsgericht sichere 
so diesen Wesensgehalt auch gegenüber der Hoheitsgewalt der Gemeinschaft (BVerfGE 
89, 155 [174 f.] unter Hinweis auf BVerfGE 37, 271 [280 ff.] und 73, 339 [376 f., 386]). Der 
Europäische Gerichtshof sei unter den Voraussetzungen, die der Senat in BVerfGE 73, 
339 - Solange II - formuliert hat, auch für den Grundrechtsschutz der Bürger der Bundes-
republik Deutschland gegenüber Akten der nationalen (deutschen) öffentlichen Gewalt, 
die auf Grund von sekundärem Gemeinschaftsrecht ergehen, zuständig. Das Bundesver-
fassungsgericht werde erst und nur dann im Rahmen seiner Gerichtsbarkeit wieder tätig, 
wenn der Europäische Gerichtshof den Grundrechtsstandard verlassen sollte, den der 
Senat in BVerfGE 73, 339 (378 bis 381) festgestellt hat.  

 
c) Art. 23 Abs. 1 Satz 1 GG  (eingefügt durch Gesetz vom 21. Dezember 1992 - BGBl I S. 
2086 -) hat diese Rechtsprechung bekräftigt. Die Bundesrepublik Deutschland wirkt hier-
nach zur Verwirklichung eines vereinten Europas bei der Entwicklung der Europäischen 
Union mit, die demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen Grundsätzen 
und dem Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet ist und einen dem Grundgesetz im We-
sentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz gewährleistet. Ein deckungsgleicher Schutz 
in den einzelnen Grundrechtsbereichen des Grundgesetzes durch das europäische Ge-
meinschaftsrecht und die darauf fußende Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
ist nicht gefordert. Den verfassungsrechtlichen Erfordernissen ist entsprechend den in 
BVerfGE 73, 339 (340, 387) genannten Voraussetzungen genügt, wenn die Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs einen wirksamen Schutz der Grundrechte gegen-
über der Hoheitsgewalt der Gemeinschaften generell gewährleistet, der dem vom Grund-
gesetz als unabdingbar gebotenen Grundrechtsschutz im Wesentlichen gleich zu achten 
ist, zumal den Wesensgehalt der Grundrechte generell verbürgt.  

 
d) Sonach sind auch nach der Entscheidung des Senats in BVerfGE 89, 155 [= Maast-
richt] Verfassungsbeschwerden und Vorlagen von Gerichten von vornherein unzulässig, 
wenn ihre Begründung nicht darlegt, dass die europäische Rechtsentwicklung einschließ-
lich der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs nach Ergehen der Solange II-
Entscheidung (BVerfGE 73, 339 [378 bis 381]) unter den erforderlichen Grundrechtsstan-
dard abgesunken sei. Deshalb muss die Begründung der Vorlage eines nationalen Ge-
richts oder einer Verfassungsbeschwerde, die eine Verletzung in Grundrechten des 
Grundgesetzes durch sekundäres Gemeinschaftsrecht geltend macht, im Einzelnen dar-
legen, dass der jeweils als unabdingbar gebotene Grundrechtsschutz generell nicht ge-
währleistet ist. Dies erfordert eine Gegenüberstellung des Grundrechtsschutzes auf natio-
naler und auf Gemeinschaftsebene in der Art und Weise, wie das Bundesverfassungsge-
richt sie in BVerfGE 73, 339 (378 bis 381) geleistet hat. 
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BVerfG 24. September 2003 - 2 BR 1436/02  

[Kopftuchverbot / Wesentlichkeitstheorie ] 

(Rn. 67) 

„Die verfassungsrechtliche Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung folgt aus dem 
Grundsatz des Parlamentsvorbehalts. Rechtsstaatsprinzip und Demokratiegebot verpflich-
ten den Gesetzgeber, die für die Grundrechtsverwirklichung maßgeblichen Regelungen 
selbst zu treffen.  
 
Wie weit der Gesetzgeber die für den fraglichen Lebensbereich erforderlichen Leitlinien 
selbst bestimmen muss, richtet sich nach dessen Grundrechtsbezug. Eine Pflicht dazu be-
steht, wenn miteinander konkurrierende grundrechtliche Freiheitsrechte aufeinander treffen 
und deren jeweilige Grenzen fließend und nur schwer auszumachen sind.  
 
Dies gilt vor allem dann, wenn die betroffenen Grundrechte - wie hier die positive und nega-
tive Glaubensfreiheit sowie das elterliche Erziehungsrecht - nach dem Wortlaut der Verfas-
sung ohne Gesetzesvorbehalt gewährleistet sind und eine Regelung, welche diesen Le-
bensbereich ordnen will, damit notwendigerweise ihre verfassungsimmanenten Schranken 
bestimmen und konkretisieren muss. Hier ist der Gesetzgeber verpflichtet, die Schranken 
der widerstreitenden Freiheitsgarantien jedenfalls so weit selbst zu bestimmen, wie eine 
solche Festlegung für die Ausübung dieser Freiheitsrechte wesentlich ist.“ 
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Beschluss vom 14. Oktober 2004 - 2 BvR 1481/04  

[Görgülü / Geltung EMRK] 

[Rn. 30 ff.] 

 

Die Europäische Menschenrechtskonvention gilt in der deutschen Rechtsordnung im Range 
eines Bundesgesetzes und ist bei der Interpretation des nationalen Rechts – auch der 
Grundrechte und rechtsstaatlichen Garantien – zu berücksichtigen (…) 

[32] 

Diese Rangzuweisung führt dazu, dass deutsche Gerichte die Konvention wie anderes Ge-
setzesrecht des Bundes im Rahmen methodisch vertretbarer Auslegung zu beachten und 
anzuwenden haben. Die Gewährleistungen der Europäischen Menschenrechtskonvention 
und ihrer Zusatzprotokolle sind allerdings in der deutschen Rechtsordnung auf Grund die-
ses Ranges in der Normenhierarchie kein unmittelbarer verfassungsrechtlicher Prüfungs-
maßstab (vgl. Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, § 90 Abs. 1 BVerfGG).  

Ein Beschwerdeführer kann insofern vor dem Bundesverfassungsgericht nicht unmittelbar 
die Verletzung eines in der Europäischen Menschenrechtskonvention enthaltenen Men-
schenrechts mit einer Verfassungsbeschwerde rügen (…).  

Die Gewährleistungen der Konvention beeinflussen jedoch die Auslegung der Grundrechte 
und rechtsstaatlichen Grundsätze des Grundgesetzes. Der Konventionstext und die Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte dienen auf der Ebene des 
Verfassungsrechts als Auslegungshilfen für die Bestimmung von Inhalt und Reichweite von 
Grundrechten und rechtsstaatlichen Grundsätzen des Grundgesetzes, sofern dies nicht zu 
einer - von der Konvention selbst nicht gewollten (vgl. Art. 53 EMRK) - Einschränkung oder 
Minderung des Grundrechtsschutzes nach dem Grundgesetz führt (…). 
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 Urteil vom 25. August 2005 
- 2 BvE 4/05 - - 2 BvE 7/05 – [Vertrauensfrage Bund eskanzler] 

 

L e i t s ä t z e 

1. Die auf Auflösung des Bundestages gerichtete Vertrauensfrage ist nur dann verfassungs-
gemäß, wenn sie nicht nur den formellen Anforderungen, sondern auch dem Zweck des 
Art. 68 GG entspricht. Das Grundgesetz erstrebt mit Art. 63, Art. 67 und Art. 68 eine hand-
lungsfähige Regierung.  
 

2. Die auflösungsgerichtete Vertrauensfrage ist nur dann gerechtfertigt, wenn die Handlungs-
fähigkeit einer parlamentarisch verankerten Bundesregierung verloren gegangen ist. Hand-
lungsfähigkeit bedeutet, dass der Bundeskanzler mit politischem Gestaltungswillen die 
Richtung der Politik bestimmt und hierfür auch eine Mehrheit der Abgeordneten hinter sich 
weiß.  
 

3. Von Verfassungs wegen ist der Bundeskanzler in einer Situation der zweifelhaften Mehrheit 
im Bundestag weder zum Rücktritt verpflichtet noch zu Maßnahmen, mit denen der politi-
sche Dissens in der die Regierung tragenden Mehrheit im Parlament offenbar würde.  
 

4. Das Bundesverfassungsgericht prüft die zweckgerechte Anwendung des Art. 68 GG nur in 
dem von der Verfassung vorgesehenen eingeschränkten Umfang. 

 
a) Ob eine Regierung politisch noch handlungsfähig ist, hängt maßgeblich davon ab, wel-
che Ziele sie verfolgt und mit welchen Widerständen sie aus dem parlamentarischen Raum 
zu rechnen hat. Die Einschätzung der Handlungsfähigkeit hat Prognosecharakter und ist an 
höchstpersönliche Wahrnehmungen und abwägende Lagebeurteilungen gebunden. 

 
b) Eine Erosion und der nicht offen gezeigte Entzug des Vertrauens lassen sich ihrer Natur 
nach nicht ohne weiteres in einem Gerichtsverfahren darstellen und feststellen. Was im poli-
tischen Prozess in legitimer Weise nicht offen ausgetragen wird, muss unter den Bedingun-
gen des politischen Wettbewerbs auch gegenüber anderen Verfassungsorganen nicht voll-
ständig offenbart werden. 

 
c) Drei Verfassungsorgane - der Bundeskanzler, der Deutsche Bundestag und der Bundes-
präsident - haben es jeweils in der Hand, die Auflösung nach ihrer freien politischen Ein-
schätzung zu verhindern. Dies trägt dazu bei, die Verlässlichkeit der Annahme zu sichern, 
die Bundesregierung habe ihre parlamentarische Handlungsfähigkeit verloren.  
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BVerfG 6. Dezember 2005 - 1 BvR 347/98  

[Leistungen gesetzliche Krankenversicherung] 

 

 [Rn. 52 ff.] 

Bei der näheren Bestimmung und Entfaltung der dargestellten Schutzfunktion des Art. 2 
Abs. 1 GG kommt dem grundgesetzlichen Sozialstaatsprinzip maßgebliche Bedeutung zu. 
Der Schutz des Einzelnen in Fällen von Krankheit ist in der sozialstaatlichen Ordnung des 
Grundgesetzes eine Grundaufgabe des Staates. Ihr ist der Gesetzgeber nachgekommen, 
indem er durch Einführung der gesetzlichen Krankenversicherung als öffentlich-rechtlicher 
Pflichtversicherung für den Krankenschutz eines Großteils der Bevölkerung, Sorge getragen 
und die Art und Weise der Durchführung dieses Schutzes geregelt hat (vgl. BVerfGE 68, 
193 <209>). (…) 

[53] 

In der sozialen Krankenversicherung sind abhängig Beschäftigte mit mittleren und niedrigen 
Einkommen sowie Rentner pflichtversichert (…) Die gesetzliche Krankenversicherung er-
fasst nach der gesetzlichen Typisierung jedenfalls die Personengruppen, die wegen ihrer 
niedrigen Einkünfte eines Schutzes für den Fall der Krankheit bedürfen, der durch Zwang 
zur Eigenvorsorge erreicht werden soll (…). Mit dieser Versicherungsform wird auch ein-
kommensschwachen Bevölkerungsteilen ein voller Krankenversicherungsschutz zu mode-
raten Beiträgen ermöglicht (…)   

Es bedarf daher einer besonderen Rechtfertigung vor Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit 
dem Sozialstaatsprinzip, wenn dem Versicherten Leistungen für die Behandlung einer 
Krankheit und insbesondere einer lebensbedrohlichen oder regelmäßig tödlichen Erkran-
kung durch gesetzliche Bestimmungen oder durch deren fachgerichtliche Auslegung und 
Anwendung vorenthalten werden.“ 

 

[64] 

„Es ist mit Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem grundgesetzlichen Sozialstaatsprinzip 
nicht vereinbar, den Einzelnen (…)  einer Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken-
versicherung zu unterwerfen und für seine an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ausge-
richteten Beiträge die notwendige Krankheitsbehandlung gesetzlich zuzusagen, ihn ande-
rerseits aber, wenn er an einer lebensbedrohlichen oder sogar regelmäßig tödlichen Er-
krankung leidet, für die schulmedizinische Behandlungsmethoden nicht vorliegen, von der 
Leistung einer bestimmten Behandlungsmethode durch die Krankenkasse auszuschließen 
und ihn auf eine Finanzierung der Behandlung außerhalb der gesetzlichen Krankenversi-
cherung zu verweisen. Dabei muss allerdings die vom Versicherten gewählte andere Be-
handlungsmethode eine auf Indizien gestützte, nicht ganz fern liegende Aussicht auf Hei-
lung oder wenigstens auf eine spürbare positive Einwirkung auf den Krankheitsverlauf ver-
sprechen.
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BVerfG, 1 BvR 357/05 vom 15.2.2006  

[LuftsicherheitsG / Tötung Unschuldiger / Menschenw ürde] 

[Rn. 118 ff.] 

b) § 14 Abs. 3 LuftSiG steht darüber hinaus im Hinblick auf die Menschenwürdegarantie des 
Art. 1 Abs. 1 GG (aa) auch materiell mit Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG nicht in Einklang, soweit er 
es den Streitkräften gestattet, Luftfahrzeuge abzuschießen, in denen sich Menschen als 
Opfer eines Angriffs auf die Sicherheit des Luftverkehrs im Sinne des § 1 LuftSiG befinden 
(bb). Nur soweit sich die Einsatzmaßnahme des § 14 Abs. 3 LuftSiG gegen ein unbemann-
tes Luftfahrzeug oder gegen den- oder diejenigen richtet, denen ein solcher Angriff zuzu-
rechnen ist, begegnet die Vorschrift keinen materiellverfassungsrechtlichen Bedenken (cc). 

119 

aa) Das durch Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG gewährleistete Grundrecht auf Leben steht gemäß 
Art. 2 Abs. 2 Satz 3 GG unter dem Vorbehalt des Gesetzes (vgl. auch oben unter C I). Das 
einschränkende Gesetz muss aber seinerseits im Lichte dieses Grundrechts und der damit 
eng verknüpften Menschenwürdegarantie des Art. 1 Abs. 1 GG gesehen werden. Das men-
schliche Leben ist die vitale Basis der Menschenwürde als tragendem Konstitutionsprinzip 
und oberstem Verfassungswert (…). Jeder Mensch besitzt als Person diese Würde, ohne 
Rücksicht auf seine Eigenschaften, seinen körperlichen oder geistigen Zustand, seine Leis-
tungen und seinen sozialen Status ( …). Sie kann keinem Menschen genommen werden. 
Verletzbar ist aber der Achtungsanspruch, der sich aus ihr ergibt (…). Das gilt unabhängig 
auch von der voraussichtlichen Dauer des individuellen menschlichen Lebens (…) zum An-
spruch des Menschen auf Achtung seiner Würde selbst nach dem Tod). 

120 

Dem Staat ist es im Hinblick auf dieses Verhältnis von Lebensrecht und Menschenwürde 
einerseits untersagt, durch eigene Maßnahmen unter Verstoß gegen das Verbot der Miss-
achtung der menschlichen Würde in das Grundrecht auf Leben einzugreifen. Andererseits 
ist er auch gehalten, jedes menschliche Leben zu schützen. Diese Schutzpflicht gebietet es 
dem Staat und seinen Organen, sich schützend und fördernd vor das Leben jedes Einzel-
nen zu stellen; das heißt vor allem, es auch vor rechtswidrigen An- und Eingriffen von Sei-
ten Dritter zu bewahren (…). Ihren Grund hat auch diese Schutzpflicht in Art. 1 Abs. 1 Satz 
2 GG, der den Staat ausdrücklich zur Achtung und zum Schutz der Menschenwürde ver-
pflichtet (…).  

121 

Was diese Verpflichtung für das staatliche Handeln konkret bedeutet, lässt sich nicht ein für 
allemal abschließend bestimmen (vgl. …). Art. 1 Abs. 1 GG schützt den einzelnen Men-
schen nicht nur vor Erniedrigung, Brandmarkung, Verfolgung, Ächtung und ähnlichen Hand-
lungen durch Dritte oder durch den Staat selbst (vgl. ….). Ausgehend von der Vorstellung 
des Grundgesetzgebers, dass es zum Wesen des Menschen gehört, in Freiheit sich selbst 
zu bestimmen und sich frei zu entfalten, und dass der Einzelne verlangen kann, in der Ge-
meinschaft grundsätzlich als gleichberechtigtes Glied mit Eigenwert anerkannt zu werden 
(vgl. …), schließt es die Verpflichtung zur Achtung und zum Schutz der Menschenwürde 
vielmehr generell aus, den Menschen zum bloßen Objekt des Staates zu machen (…). 
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Schlechthin verboten ist damit jede Behandlung des Menschen durch die öffentliche Ge-
walt, die dessen Subjektqualität, seinen Status als Rechtssubjekt, grundsätzlich in Frage 
stellt (vgl. …), indem sie die Achtung des Wertes vermissen lässt, der jedem Menschen um 
seiner selbst willen, kraft seines Personseins, zukommt (vgl. …). Wann eine solche Be-
handlung vorliegt, ist im Einzelfall mit Blick auf die spezifische Situation zu konkretisieren, in 
der es zum Konfliktfall kommen kann (vgl. …). 
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BVerfG - L e i t s ä t z e Urteil vom 11. März 2008   
(- 1 BvR 2074/05 und 1 BvR 1254/07)  
[automatisierte Kennzeichenerkennung / polizeiliche  Datenerhebung 
 / Recht auf informationelle Selbstbestimmung] 

 

[Leitsätze] 

1. Eine automatisierte Erfassung von Kraftfahrzeugkennzeichen zwecks Abgleichs mit 
dem Fahndungsbestand greift dann, wenn der Abgleich nicht unverzüglich erfolgt und das 
Kennzeichen nicht ohne weitere Auswertung sofort und spurenlos gelöscht wird, in den 
Schutzbereich des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 in Ver-
bindung mit Art. 1 Abs. 1 GG) ein. 
 

2. Die verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Ermächtigungsgrundlage richten 
sich nach dem Gewicht der Beeinträchtigung, das insbesondere von der Art der erfassten 
Informationen, dem Anlass und den Umständen ihrer Erhebung, dem betroffenen Perso-
nenkreis und der Art der Verwertung der Daten beeinflusst wird.    
 

3. Die bloße Benennung des Zwecks, das Kraftfahrzeugkennzeichen mit einem gesetz-
lich nicht näher definierten Fahndungsbestand abzugleichen, genügt den Anforderungen an 
die Normenbestimmtheit nicht.  
 

4. Die automatisierte Erfassung von Kraftfahrzeugkennzeichen darf nicht anlasslos 
erfolgen oder flächendeckend durchgeführt werden. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
im engeren Sinne ist im Übrigen nicht gewahrt, wenn die gesetzliche Ermächtigung die au-
tomatisierte Erfassung und Auswertung von Kraftfahrzeugkennzeichen ermöglicht, ohne 
dass konkrete Gefahrenlagen oder allgemein gesteigerte Risiken von Rechtsgutgefährdun-
gen oder -verletzungen einen Anlass zur Einrichtung der Kennzeichenerfassung geben. Die 
stichprobenhafte Durchführung einer solchen Maßnahme kann gegebenenfalls zu Eingriffen 
von lediglich geringerer Intensität zulässig sein.  
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BVerfG  Urteil vom 3. März 2009 [Öffentlichkeit von  Wahlen / Wahlautomat]  

- 2 BvC 3/07, 2 BvC 4/07 - 

[Leitsätze  und Rn. 106 ff.] 
 

1. Der Grundsatz der Öffentlichkeit der Wahl aus Art. 38 in Verbindung mit Art. 20 
Abs. 1 und Abs. 2 GG gebietet, dass alle wesentlichen Schritte der Wahl öffentlicher Über-
prüfbarkeit unterliegen, soweit nicht andere verfassungsrechtliche Belange eine Ausnahme 
rechtfertigen.    

2. Beim Einsatz elektronischer Wahlgeräte müssen die wesentlichen Schritte der 
Wahlhandlung und der Ergebnisermittlung vom Bürger zuverlässig und ohne besondere 
Sachkenntnis überprüft werden können.   
 
Das Gericht hat für Recht erkannt: 
 Die Verordnung über den Einsatz von Wahlgeräten bei Wahlen zum Deutschen Bundestag 
und der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland 
(…) vom 3. September 1975 (…) ist mit Artikel 38 in Verbindung mit Artikel 20 Absatz 1 und 
Absatz 2 des Grundgesetzes insoweit unvereinbar, als sie keine dem verfassungsrechtli-
chen Grundsatz der Öffentlichkeit der Wahl entsprechende Kontrolle sicherstellt. 
 
[Rn. 106] 
Die Öffentlichkeit der Wahl ist Grundvoraussetzung für eine demokratische politische Wil-
lensbildung. Sie sichert die Ordnungsgemäßheit und Nachvollziehbarkeit der Wahlvorgänge 
und schafft damit eine wesentliche Voraussetzung für begründetes Vertrauen der Bürger in 
den korrekten Ablauf der Wahl. Die Staatsform der parlamentarischen Demokratie, in der 
die Herrschaft des Volkes durch Wahlen mediatisiert, also nicht dauernd unmittelbar ausge-
übt wird, verlangt, dass der Akt der Übertragung der staatlichen Verantwortung auf die Par-
lamentarier einer besonderen öffentlichen Kontrolle unterliegt. Die grundsätzlich gebotene 
Öffentlichkeit im Wahlverfahren umfasst das Wahlvorschlagsverfahren, die Wahlhandlung 
(in Bezug auf die Stimmabgabe durchbrochen durch das Wahlgeheimnis) und die Ermitt-
lung des Wahlergebnisses (...). 
 
[108] 
aa) Die Wahl der Volksvertretung stellt in der repräsentativen Demokratie den grundlegen-
den Legitimationsakt dar. Die Stimmabgabe bei der Wahl zum Deutschen Bundestag bildet 
das wesentliche Element des Prozesses der Willensbildung vom Volk zu den Staatsorga-
nen und damit zugleich die Grundlage der politischen Integration. Die Beachtung der hierfür 
geltenden Wahlgrundsätze und das Vertrauen in ihre Beachtung sind daher Voraussetzun-
gen funktionsfähiger Demokratie. Nur durch die Möglichkeit einer Kontrolle, ob die Wahl den 
verfassungsrechtlichen Wahlgrundsätzen entspricht, kann sichergestellt werden, dass die 
Delegation der Staatsgewalt an die Volksvertretung, die den ersten und wichtigsten Teil der 
ununterbrochenen Legitimationskette vom Volk zu den mit staatlichen Aufgaben betrauten 
Organen und Amtsträgern bildet, nicht an einem Defizit leidet. Die demokratische Legitimität 
der Wahl verlangt nach Kontrollierbarkeit des Wahlvorgangs, damit Manipulation ausge-
schlossen oder korrigiert und unberechtigter Verdacht widerlegt werden kann. Nur dies er-
möglicht begründetes Vertrauen des Souveräns in die Ordnungsmäßigkeit der Bildung des 
Repräsentationsorgans. (…) Nur wenn sich das Wahlvolk zuverlässig selbst von der 
Rechtmäßigkeit des Übertragungsaktes überzeugen kann, wenn die Wahl also „vor den 
Augen der Öffentlichkeit“ (…) durchgeführt wird, kann das für das Funktionieren der Demo-
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kratie und die demokratische Legitimität staatlicher Entscheidungen notwendige Vertrauen 
des Souveräns in die dem Wählerwillen entsprechende Besetzung des Parlaments gewähr-
leistet werden (…). 
 
110 
cc) Die Öffentlichkeit der Wahl ist auch im Rechtsstaatsprinzip angelegt. Rechtsstaatlich 
begründete Öffentlichkeit dient der Transparenz und Kontrollierbarkeit staatlicher Macht-
ausübung. Sie setzt voraus, dass die Handlungen der staatlichen Organe von den Bürgern 
zur Kenntnis genommen werden können. Dies gilt auch hinsichtlich der Tätigkeit der Wa-
hlorgane. 
 
111 
b) Der Grundsatz der Öffentlichkeit der Wahl gebietet, dass alle wesentlichen Schritte der 
Wahl öffentlicher Überprüfbarkeit unterliegen, soweit nicht andere verfassungsrechtliche 
Belange eine Ausnahme rechtfertigen. Dabei kommt der Kontrolle der Wahlhandlung und 
der Ermittlung des Wahlergebnisses eine besondere Bedeutung zu. 
 
112 
Ein Wahlverfahren, in dem der Wähler nicht zuverlässig nachvollziehen kann, ob seine 
Stimme unverfälscht erfasst und in die Ermittlung des Wahlergebnisses einbezogen wird 
und wie die insgesamt abgegebenen Stimmen zugeordnet und gezählt werden, schließt 
zentrale Verfahrensbestandteile der Wahl von der öffentlichen Kontrolle aus und genügt 
daher nicht den verfassungsrechtlichen Anforderungen. 
 
117 
3. Der Einsatz von Wahlgeräten, die die Stimmen der Wähler elektronisch erfassen und das 
Wahlergebnis elektronisch ermitteln, ist danach nur unter engen Voraussetzungen mit dem 
Grundgesetz vereinbar. (…) 
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BVerfG, Urteil vom 30.6.2009 [Vertrag von Lissabon / EU] 
(2 BvE 2/08, 2 BvE 5/08, 2 BvR 1010/08, 2 BvR 1022/ 08, 2 BvR 1259/08, 2 BvR 182/09) 
 
 
[Leitsätze] 
 
1.  
Das Grundgesetz ermächtigt mit Art. 23 GG zur Beteiligung und Entwicklung einer als Staa-
tenverbund konzipierten Europäischen Union. Der Begriff des Verbundes erfasst eine enge, 
auf Dauer angelegte Verbindung souverän bleibender Staaten, die auf vertraglicher Grund-
lage öffentliche Gewalt ausübt, deren Grundordnung jedoch allein der Verfügung der Mit-
gliedstaaten unterliegt und in der die Völker - das heißt die staatsangehörigen Bürger - der 
Mitgliedstaaten die Subjekte demokratischer Legitimation bleiben. 
   
2. 
a) Sofern die Mitgliedstaaten das Vertragsrecht so ausgestalten, dass unter grundsätzlicher 
Fortgeltung des Prinzips der begrenzten Einzelermächtigung eine Veränderung des Ver-
tragsrechts ohne Ratifikationsverfahren herbeigeführt werden kann, obliegt neben der Bun-
desregierung den gesetzgebenden Körperschaften eine besondere Verantwortung im Rah-
men der Mitwirkung, die in Deutschland innerstaatlich den Anforderungen des Art. 23 Abs. 1 
GG genügen muss (Integrationsverantwortung) und gegebenenfalls in einem verfassungs-
gerichtlichen Verfahren eingefordert werden kann. 
 
b) Ein Gesetz im Sinne des Art. 23 Abs. 1 Satz 2 GG ist nicht erforderlich, soweit spezielle 
Brückenklauseln sich auf Sachbereiche beschränken, die durch den Vertrag von Lissabon 
bereits hinreichend bestimmt sind. Auch in diesen Fällen obliegt es allerdings dem Bundes-
tag und - soweit die Gesetzgebungsbefugnisse der Länder betroffen sind, dem Bundesrat - 
seine Integrationsverantwortung in anderer geeigneter Weise wahrzunehmen. 
   
3.  
Die europäische Vereinigung auf der Grundlage einer Vertragsunion souveräner Staaten 
darf nicht so verwirklicht werden, dass in den Mitgliedstaaten kein ausreichender Raum zur 
politischen Gestaltung der wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Lebensverhältnisse 
mehr bleibt. Dies gilt insbesondere für Sachbereiche, die die Lebensumstände der Bürger, 
vor allem ihren von den Grundrechten geschützten privaten Raum der Eigenverantwortung 
und der persönlichen und sozialen Sicherheit prägen, sowie für solche politischen Entschei-
dungen, die in besonderer Weise auf kulturelle, historische und sprachliche Vorverständnis-
se angewiesen sind, und die sich im parteipolitisch und parlamentarisch organisierten Raum 
einer politischen Öffentlichkeit diskursiv entfalten. 
   
4.  
Das Bundesverfassungsgericht prüft, ob Rechtsakte der europäischen Organe und Einrich-
tungen sich unter Wahrung des gemeinschafts- und unionsrechtlichen Subsidiaritätsprinzips 
(Art. 5 Abs. 2 EGV; Art. 5 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 des Vertrags über die Europäische Uni-
on in der Fassung des Vertrags von Lissabon <EUV-Lissabon>) in den Grenzen der ihnen 
im Wege der begrenzten Einzelermächtigung eingeräumten Hoheitsrechte halten (…).  
 
 



 18 

Darüber hinaus prüft das Bundesverfassungsgericht, ob der unantastbare Kerngehalt der 
Verfassungsidentität des Grundgesetzes nach Art. 23 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit 
Art. 79 Abs. 3 GG gewahrt ist (…).  Die Ausübung dieser verfassungsrechtlich radizierten 
Prüfungskompetenz folgt dem Grundsatz der Europarechtsfreundlichkeit des Grundgeset-
zes, und sie widerspricht deshalb auch nicht dem Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit 
(Art. 4 Abs. 3 EUV-Lissabon); anders können die von Art. 4 Abs. 2 Satz 1 EUV-Lissabon 
anerkannten grundlegenden politischen und verfassungsmäßigen Strukturen souveräner 
Mitgliedstaaten bei fortschreitender Integration nicht gewahrt werden. Insoweit gehen die 
verfassungs- und die unionsrechtliche Gewährleistung der nationalen Verfassungsidentität 
im europäischen Rechtsraum Hand in Hand. 
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BVerfG - Beschluss vom 4. November 2009 
- 1 BvR 2150/08 – [Sonderrecht gegen neonazistische  Meinungskundgaben]  
 
[Leitsatz und Rn. 49 ff.] 
 
 
§ 130 Abs. 4 StGB ist auch als nichtallgemeines Gesetz mit Art. 5 Abs. 1 und 2 GG verein-
bar. Angesichts des sich allgemeinen Kategorien entziehenden Unrechts und des Schre-
ckens, die die nationalsozialistische Herrschaft über Europa und weite Teile der Welt ge-
bracht hat, und der als Gegenentwurf hierzu verstandenen Entstehung der Bundesrepublik 
Deutschland ist Art. 5 Abs. 1 und 2 GG für Bestimmungen, die der propagandistischen Gut-
heißung der nationalsozialistischen Gewalt- und Willkürherrschaft Grenzen setzen, eine 
Ausnahme vom Verbot des Sonderrechts für meinungsbezogene Gesetze immanent. 
 
[49] 
Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG gewährleistet jedermann das Recht, seine Meinung frei zu äußern 
und zu verbreiten. (…) Die Bürger sind dabei rechtlich auch nicht gehalten, die der Verfas-
sung zugrunde liegenden Wertsetzungen persönlich zu teilen. Das Grundgesetz baut zwar 
auf der Erwartung auf, dass die Bürger die allgemeinen Werte der Verfassung akzeptieren 
und verwirklichen, erzwingt die Werteloyalität aber nicht (…) 
 
[50] 
Geschützt sind damit von Art. 5 Abs. 1 GG auch Meinungen, die auf eine grundlegende Än-
derung der politischen Ordnung zielen, unabhängig davon, ob und wie weit sie im Rahmen 
der grundgesetzlichen Ordnung durchsetzbar sind. Das Grundgesetz vertraut auf die Kraft 
der freien Auseinandersetzung als wirksamste Waffe auch gegen die Verbreitung totalitärer 
und menschenverachtender Ideologien. Dementsprechend fällt selbst die Verbreitung nati-
onalsozialistischen Gedankenguts als radikale Infragestellung der geltenden Ordnung nicht 
von vornherein aus dem Schutzbereich des Art. 5 Abs. 1 GG heraus. Den hierin begründe-
ten Gefahren entgegenzutreten, weist die freiheitliche Ordnung des Grundgesetzes primär 
bürgerschaftlichem Engagement im freien politischen Diskurs sowie der staatlichen Aufklä-
rung und Erziehung in den Schulen gemäß Art. 7 GG zu. 
 
(51) 
Indem § 130 Abs. 4 StGB an die Billigung, Verherrlichung und Rechtfertigung der national-
sozialistischen Gewalt- und Willkürherrschaft anknüpft und diese unter weiteren Vorausset-
zungen unter Strafe stellt, greift die Vorschrift in den Schutzbereich der Meinungsfreiheit 
ein. 
 
(52) 
Der Eingriff in die Meinungsfreiheit ist gerechtfertigt. § 130 Abs. 4 StGB ist eine gesetzliche 
Grundlage, die in verfassungsrechtlich zulässiger Weise einen Eingriff in die Meinungsfrei-
heit rechtfertigen kann. Zwar handelt es sich bei der Strafnorm nicht um ein allgemeines 
Gesetz im Sinne des Art. 5 Abs. 2  Alternative 1 GG (1). Als Sonderrecht kann sie auch 
nicht auf das Recht der persönlichen Ehre gemäß Art. 5 Abs. 2 Alternative 3 GG gestützt 
werden (2). In Bezug auf das nationalsozialistische Regime in den Jahren zwischen 1933 
und 1945 erlaubt Art. 5 Abs. 1 und 2 GG jedoch auch Eingriffe durch Vorschriften, die nicht 
den Anforderungen an ein allgemeines Gesetz entsprechen. Angesichts des einzigartigen 
Unrechts und des Schreckens, die diese Herrschaft unter deutscher Verantwortung über 
Europa und weite Teile der Welt gebracht hat, und der für die Identität der Bundesrepublik 
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Deutschland prägenden Bedeutung dieser Vergangenheit, können Äußerungen, die dies 
gutheißen, Wirkungen entfalten, denen nicht allein in verallgemeinerbaren Kategorien 
Rechnung getragen werden kann (3). 
 
[67] 
(…)  Insbesondere kennt das Grundgesetz kein allgemeines antinationalsozialistisches 
Grundprinzip (…), das ein Verbot der Verbreitung rechtsradikalen oder auch nationalsozia-
listischen Gedankenguts schon in Bezug auf die geistige Wirkung seines Inhalts erlaubte. 
Ein solches Grundprinzip ergibt sich insbesondere weder aus Art. 79 Abs. 3 GG noch aus 
Art. 139 GG, in dem aufgrund bewusster Entscheidung allein die dort genannten Vorschrif-
ten von der Geltung der Verfassung ausgenommen werden. Das Grundgesetz gewährt 
Meinungsfreiheit im Vertrauen auf die Kraft der freien öffentlichen Auseinandersetzung 
vielmehr grundsätzlich auch den Feinden der Freiheit. Der Parlamentarische Rat bekannte 
sich hierzu auch gegenüber dem soeben erst überwundenen Nationalsozialismus. In den 
Art. 9 Abs. 2, Art. 18 und Art. 21 Abs. 2 GG legte er fest, dass nicht schon die Verbreitung 
verfassungsfeindlicher Ideen als solche die Grenze der freien politischen Auseinanderset-
zung bildet, sondern erst eine aktiv kämpferische, aggressive Haltung gegenüber der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung (vgl. BVerfGE 5, 85 <141>). Entsprechend ge-
währleistet Art. 5 Abs. 1 und 2 GG die Meinungsfreiheit als Geistesfreiheit unabhängig von 
der inhaltlichen Bewertung ihrer Richtigkeit, rechtlichen Durchsetzbarkeit oder Gefährlich-
keit (…)  Art. 5 Abs. 1 und 2 GG erlaubt nicht den staatlichen Zugriff auf die Gesinnung, 
sondern ermächtigt erst dann zum Eingriff, wenn Meinungsäußerungen die rein geistige 
Sphäre des Für-richtig-Haltens verlassen und in Rechtsgutverletzungen oder erkennbar in 
Gefährdungslagen umschlagen. 
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Urteil  BVerfG, 9.2.2010 (1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09, 1  BvL 4/09)  
(so genanntes Hartz-IV-Gesetz / Sozialleistungen / Menschenwürde) 

 

[Leitsätze] 

1. Das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums 
aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG si-
chert jedem Hilfebedürftigen diejenigen materiellen Voraussetzungen zu, die für seine phy-
sische Existenz und für ein Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und 
politischen Leben unerlässlich sind. 

 

2. Dieses Grundrecht aus Art. 1 Abs. 1 GG hat als Gewährleistungsrecht in seiner Ver-
bindung mit Art. 20 Abs. 1 GG neben dem absolut wirkenden Anspruch aus Art. 1 Abs. 1 
GG auf Achtung der Würde jedes Einzelnen eigenständige Bedeutung. Es ist dem Grunde 
nach unverfügbar und muss eingelöst werden, bedarf aber der Konkretisierung und stetigen 
Aktualisierung durch den Gesetzgeber, der die zu erbringenden Leistungen an dem jeweili-
gen Entwicklungsstand des Gemeinwesens und den bestehenden Lebensbedingungen 
auszurichten hat. Dabei steht ihm ein Gestaltungsspielraum zu. 

 

3. Zur Ermittlung des Anspruchumfangs hat der Gesetzgeber alle existenznotwendigen 
Aufwendungen in einem transparenten und sachgerechten Verfahren realitätsgerecht sowie 
nachvollziehbar auf der Grundlage verlässlicher Zahlen und schlüssiger Berechnungsver-
fahren zu bemessen. 

   

4. Der Gesetzgeber kann den typischen Bedarf zur Sicherung des menschenwürdigen 
Existenzminimums durch einen monatlichen Festbetrag decken, muss aber für einen dar-
über hinausgehenden unabweisbaren, laufenden, nicht nur einmaligen, besonderen Bedarf 
einen zusätzlichen Leistungsanspruch einräumen. 
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Urteil BVerfG 9.11.2011 (2 BvC 4/10; 2 BvC 6/10; 2 BvC 8/10) 
 
Verfassungswidrigkeit des Europawahlgesetzes (5 % - Klausel) 
 
[Rn. 92 ff.] 

 

Der mit der Fünf-Prozent-Sperrklausel in § 2 Abs. 7 EuWG verbundene schwerwiegende Ein-
griff in die Grundsätze der Wahlrechtsgleichheit und Chancengleichheit der politischen Partei-
en ist unter den gegebenen rechtlichen und tatsächlichen Verhältnissen nicht zu rechtfertigen. 

Für Sperrklauseln im Verhältniswahlrecht hat das Bundesverfassungsgericht die Prüfungs-
maßstäbe zuletzt in seiner Entscheidung vom 13. Februar 2008 zur Fünf-Prozent-Sperrklausel 
im Kommunalwahlrecht konkretisiert (vgl. BVerfGE 120, 82 <113 ff.>). Danach beruht der Ein-
satz einer Sperrklausel auf der Einschätzung des Gesetzgebers von der Wahrscheinlichkeit 
des Einzugs von Splitterparteien, dadurch zu erwartender Funktionsstörungen und deren Ge-
wichts für die Aufgabenerfüllung der Volksvertretung. Bei dieser Prognoseentscheidung darf 
der Gesetzgeber nicht auf die Feststellung der rein theoretischen Möglichkeit einer Beeinträch-
tigung der Funktionsfähigkeit der Volksvertretung zur Rechtfertigung des Eingriffs abstellen 
(vgl. BVerfGE 120, 82 <113>). Dürfte der Gesetzgeber frei darüber befinden, von welchem 
Wahrscheinlichkeitsgrad an er Funktionsstörungen in Betracht zieht, würde eine gerichtliche 
Kontrolle gesetzgeberischer Prognoseentscheidungen, einschließlich deren tatsächlicher 
Grundlagen, unmöglich gemacht. Vor diesem Hintergrund kann jedenfalls die allgemeine und 
abstrakte Behauptung, durch den Wegfall der Fünf-Prozent-Sperrklausel werde der Einzug 
kleinerer Parteien und Wählergemeinschaften in die Vertretungsorgane erleichtert und da-
durch die Willensbildung in diesen Organen erschwert, einen Eingriff in die Grundsätze der 
Wahlgleichheit und der Chancengleichheit nicht rechtfertigen. Deshalb genügt die bloße „Er-
leichterung“ oder „Vereinfachung“ der Beschlussfassung nicht. Nur die mit einiger Wahrschein-
lichkeit zu erwartende Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der Vertretungsorgane kann die 
Fünf-Prozent-Sperrklausel rechtfertigen (BVerfGE 120, 82 <114>). 

93 

Diese Maßstäbe gelten auch für die verfassungsgerichtliche Prüfung des Wahlrechts zum Eu-
ropäischen Parlament. Wie bei der Regelung des Wahlrechts zum Deutschen Bundestag be-
steht bei der Ausgestaltung des Europawahlrechts die Gefahr, dass der deutsche Wahlge-
setzgeber mit einer Mehrheit von Abgeordneten die Wahl eigener Parteien auf europäischer 
Ebene durch eine Sperrklausel und den hierdurch bewirkten Ausschluss kleinerer Parteien 
absichern könnte. 
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Nicht zu berücksichtigen ist dagegen eine Erwägung, die für die Beurteilung der Fünf-Prozent-
Sperrklausel bei der Wahl zum Deutschen Bundestag Relevanz besitzt. Sollte diese Sperr-
klausel wegfallen, bestünde die Gefahr, dass im Falle eintretender Funktionsbeeinträchtigun-
gen das Parlament aufgrund seiner veränderten strukturellen Zusammensetzung nicht mehr in 
der Lage wäre, die gesetzlichen Regelungen zu ändern, weil die erforderliche Mehrheit nicht 
mehr zustande käme. Diese Situation kann im Europäischen Parlament nicht eintreten, solan-
ge zur Regelung des Wahlrechts nicht das Europäische Parlament selbst, sondern der Deut-
sche Bundestag berufen ist. 


